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(Nr. 14416.) Verordnung über die polizeiliche Beaufſichtigung der bergbaulichen Nebengewinnungs⸗ 
und Weiterverarbeitungsanlagen durch die Bergbehörden. Vom 22. Januar 1938. 


Auf Grund von $ 196 Abſ. 3 des Allgemeinen Berggeſetzes wird folgendes verordnet: 
SH 


Die nachſtehend aufgeführten bergbaulichen Nebengewinnungs⸗ und Weiterverarbeitungs⸗ 
anlagen ſtehen unter der polizeilichen Aufſicht der Bergbehörden, ſoweit ſie am Gewinnungsort des 
Minerals betrieben werden oder mit der Mineralgewinnung in einem unmittelbaren betrieblichen 
Zuſammenhange ſtehen (3. B. durch eine Grubenbahn, Grubenanſchlußbahn, Seilbahn, Rohr⸗ 
leitung oder dergl.). 


1. Steinkohlenbergbau: 


a) Brikettfabriken 

b) Kokereien 

e) Pechkokereien 

d) Schwelanlagen 

e) Anlagen zur Erzeugung von Ferngas nebſt Gasreinigungs- und Gasverdichtungsanlagen 
ſowie Gasbehältern 

k) Gaszerlegungsanlagen, ſoweit ſie nicht zu einer der Gewerbeaufſicht unterſtehenden 
chemiſchen Fabrik im Sinne des § 16 der 5 e gehören 

g) Benzolfabriken 

h) Anlagen zur Gewinnung des im Kokerei- oder Schwelgas enthaltenen Ammoniaks ein- 
ſchließlich der Anlagen zur Herſtellung von Ammonſulfat 

i) Anlagen zur Gewinnung von Phenol aus Kokereiabwäſſern 

k) Teerdeſtillationsanlagen 

J) Teerſpaltungsanlagen 

m) Naphthalinfabriken 

n) Fettfabriken 

o) Kumaronharzfabriken 

Gu k bis o: ſoweit die Anlagen mit dem Betrieb einer Kokerei oder Schwelanlage 
verbunden ſind); 
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I. Braunkohlenbergbau: 
a) Brikettfabriken 
bp) Naßpreßſteinfabriken 
e) Schwelanlagen 
d) Anlagen zur Deſtillation des Rohteers 
e) Leichtölgewinnungsanlagen, ſoweit ſie der unmittelbaren Gewinnung der im Schwelgas 
vorhandenen flüſſigen Kohlenwaſſerſtoffe dienen 


f) Anlagen zur Gewinnung des im Schwelgas enthaltenen Ammoniaks einſchließlich der 
Anlagen zur Herſtellung von Ammonſulfat 


(zu d bis k: ſoweit dieſe Anlagen mit dem Betrieb einer Schwelanlage verbunden ſind) 


g) Anlagen zur Herſtellung von Kaſſeler⸗Braun im Anſchluß an deſſen Gewinnung 
h) Anlagen zur Gewinnung von beibrechenden Mineralien, wie Lehm, Ton, Baſalt uſw.; 


III. Kali⸗ und Steinſalzbergbau: 
a) Kalifabriken (Fabriken für die Herſtellung von Chlorkalium und Sulfaten einſchließlich 
aller zugehörigen Nebenerzeugniſſe) 


bp) Miſchdüngerfabriken inſoweit, als bei ihnen nicht weſentlich chemiſche Vorgänge 
ſtattfinden; 


IV. Erzbergbau: 
a) Röſt⸗ und Glühöfen ſowie ſämtliche Anlagen, in denen die Erze geſintert, geröſtet oder 
ſtückig gemacht werden, ſoweit ſie nicht zu einem Hüttenbetriebe gehören 
p) Anlagen zum Abbau und zur Aufbereitung von Halden 
e) Anlagen zur Gewinnung von beibrechenden Mineralien, wie Lehm, Ton, Baſalt uſw.; 


V. Steine und Erden, ſoweit ihre Gewinnung der polizeilichen Beauf⸗ 
ſichtigung durch die Bergbehörden unterliegt: 
a) Baſaltlava 
Brechwerke 
Teermacadamanlagen 
Steinſägereien 
b) Gips 
Gipsbrennöfen 
Mahlwerke für gebrannten Gips 
e) Grünerde 
Grünerdemühlen 


d) Kalk, Marmor, Kalkſpat und Dolomit 
Brechwerke 
Teer⸗ und Kalkſplittanlagen 

e) Magneſit 
Röſtöfen 

f) Sand und Kies 
Waſch⸗ und Siebanlagen 

g) Schiefer, Dachſchiefer, Rot⸗ und Schwarzſchiefer 
Spalthäuſer und Zurichteanlagen 
Mahlwerke 
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h) Schwerſpat 
Waſch⸗, Röſt⸗ und Bleichanlagen 
Mahlwerke 
i) Ton, Kaolin, Feldſpat, Quarzit 
Mahlwerke und Miſchanlagen 
Tonerdebrennereien 
Schlämmereien 
Trockenanlagen 
k) Tonſchiefer 
Röſtöfen 
J) Traß⸗ und Tuffſtein 
Trockenanlagen 
Mahlwerke 
Steinſägereien. 
§ 2. 
Die Verordnung tritt am 1. März 1938 in Kraft. 


Berlin, den 22. Januar 1938. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Der Reichs⸗ und Preußiſche 
Wirtſchaftsminiſter. Arbeitsminiſter. 
In Vertretung: In Vertretung: 
Poſſe. Krohn. 


(Nr. 14417.) Verordnung zur Anderung der Verordnung über die Einwirkung der vorſtädtiſchen Klein⸗ 
ſiedlung für die Fürſorgebelaſtung kreisangehöriger Gemeinden. Vom 10. Februar 1938. 


Abſchnitt J. 


Auf Grund des Artikels 3 § 3 Abj. 5 der Verordnung zur Kleinſiedlung und Bereitſtellung 
23. Dezember 1931 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 790) 
15. Januar 1937 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 17) 
über die Einwirkung der vorſtädtiſchen Kleinſiedlung für die Fürſorgebelaſtung kreisangehöriger Ge⸗ 
meinden vom 4. Juni 1932 (Geſetzſamml. S. 217) wie folgt geändert: 


1. In der Überſchrift fällt das Wort „vorſtädtiſchen“ weg. An die Stelle des Wortes J 
tritt das Wort „auf“. 


von Kleingärten vom wird die preußiſche Verordnung 


2. § 1 erhält folgende Faſſung: 
§ 1. 

(1) Werden Kleinſiedler aus einer Gemeinde in eine andere Gemeinde desſelben 
Bezirksfürſorgeverbandes angeſiedelt, ſo trägt bis zum Ablauf von drei Jahren nach 
dem Bezuge der Stelle den gemäß § 14 Abſ. 2 Satz 1 der Ausführungsverordnung 
zur Verordnung über die Fürſorgepflicht feſtgeſetzten Anteil (Gemeindeanteil) an 
dem ſachlichen Aufwande der öffentlichen Fürſorge für die Kleinſiedler an Stelle der 
Gemeinde des Anſiedlungsorts diejenige Gemeinde, die dieſen Anteil zu tragen hätte, 
wenn zum Bezug der Stelle ein Ortswechſel nicht ſtattgefunden hätte. 
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(2) Die dreijährige Friſt kann in beſonderen Fällen auf Antrag der auf- 
nehmenden Gemeinde durch die oberſte Landesbehörde angemeſſen, höchſtens aber 
um zwei Jahre verlängert werden. 


3. Im § 2 treten an die Stelle der Worte „30 v. H. der Koſten“ die Worte „Den Gemeinde— 
anteil an den Koſten“. Hinter den Worten „(Reichsgeſetzbl. 1 S. 790)“ ſind die Worte 
einzufügen „in der Faſſung der Verordnung vom 15. Januar 1937 (Reichsgeſetzbl.! 
S 


4. § 4 erhält folgende Faſſung: 
8 4. g 
Vorbehaltlich anderweitiger Vereinbarung iſt an Beträgen, die zum Erſatz 

der Koſten der Fürſorge des Einzelfalls, insbeſondere von anderen Fürſorgeverbänden 
eingehen, in dem gemäß § 14 Abſ. 2 Satz 1 der Ausführungsverordnung zur Ver⸗ 
ordnung über die Fürſorgepflicht feſtgeſetzten Verhältniſſe diejenige kreisangehörige 
Gemeinde zu beteiligen, die gemäß SS 1 bis 3 den Gemeindeanteil an den Fürſorge— 
koſten trägt. 


5. § 5 erhält folgende Faſſung: 
§ 5. 

Soweit nach $ 1 Gemeinden den Gemeindeanteil an dem in ihnen entſtehenden 
Aufwande nicht ſelbſt zu tragen haben, haben ‚fie dies erforderlichenfalls bei der 
Abrechnung geltend zu machen, die nach S 14a Abj. 3 der Ausführungsverordnung 
zur Verordnung über die Fürſorgepflicht zwiſchen ihnen und dem Bezirksfürſorge— 
verbande zu erfolgen hat; dieſer hat die Gemeinde, die den Gemeindeanteil an dem 
Aufwande zu tragen hat, entſprechend zu belaſten. Im übrigen gelten für die ſich 
aus dieſer Verordnung ergebenden gegenſeitigen Verpflichtungen und Leiſtungen des 
Bezirksfürſorgeverbandes und der kreisangehörigen Gemeinden die Vorſchriften des 
§ 14 a Abſ. 3 und 4 der Ausführungsverordnung zur Verordnung über die Für⸗ 

ſorgepflicht entſprechend. i 


6. 8 6 wird geftrichen. 
Abſchnitt IL 


1. 5 1 Abſ. 2 unter Abſchnitt 1 Nr. 2 tritt mit Wirkung vom 23. Dezember 1934 in Kraft. 
2. Der Wortlaut der Verordnung über die Einwirkung der Kleinſiedlung auf die Fürſorge⸗ 


1 
Milte 


belaſtung kreisangehöriger Gemeinden, wie er ſich nach den in dieſer Verordnung 
getroffenen Anderungen ergibt, wird mit fortlaufender neuer Paragraphenfolge in der 
Preußiſchen Geſetzſammlung bekanntgegeben. 


Berlin, den 10. Februar 1938. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter des Innern. 
Frick. 
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(Nr. 14418.) Bekanntmachung des Wortlauts der Verordnung über die Einwirkung der Kleinſiedlung 
auf die Fürſorgebelaſtung kreisangehöriger Gemeinden. Vom 10. Februar 1938. 


Gemäß Abſchnitt II Nr. 2 der Verordnung zur Anderung der Verordnung über die Ein⸗ 
wirkung der vorſtädtiſchen Kleinſiedlung für die Fürſorgebelaſtung kreisangehöriger Gemeinden 
vom 10. Februar 1938 (Geſetzſamml. S. 21) wird der Wortlaut der Verordnung über die Ein- 
wirkung der Kleinſiedlung auf die Fürſorgebelaſtung kreisangehöriger Gemeinden nachſtehend 
bekanntgemacht. 


Berlin, den 10. Februar 1938. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter des Innern. 
Frick. 


Verordnung über die Einwirkung der Kleinſiedlung auf die Fürſorgebelaſtung kreisangehöriger 
Gemeinden. Vom 10. Februar 1938. 


§ 1. 

(1) Werden Kleinſiedler aus einer Gemeinde in eine andere Gemeinde desſelben Bezirks⸗ 
fürſorgeverbandes ausgeſiedelt, ſo trägt bis zum Ablauf von drei Jahren nach dem Bezuge der 
Stelle den gemäß § 14 Abſ. 2 Satz 1 der Ausführungsverordnung zur Verordnung über die Für⸗ 
ſorgepflicht feſtgeſetzten Anteil (Gemeindeanteil) an dem ſachlichen Aufwande der öffentlichen 
Fürſorge für die Kleinſiedler an Stelle der Gemeinde des Anſiedlungsorts diejenige Gemeinde, die 
dieſen Anteil zu tragen hätte, wenn zum Bezug der Stelle ein Ortswechſel nicht ſtattgefunden hätte. 


(2) Die dreijährige Friſt kann in beſonderen Fällen auf Antrag der aufnehmenden Gemeinde 
durch die oberſte Landesbehörde angemeſſen, höchſtens aber um zwei Jahre verlängert werden. 


8 2. 
Den Gemeindeanteil an den Koſten der öffentlichen Fürſorge für Kleinſiedler, die ein Land⸗ 
kreis nach Artikel 3 § 3 Abſ. 1 der Verordnung vom 23. Dezember 1931 (Reichsgeſetzbl. I S. 790) 
in der Faſſung der Verordnung vom 15. Januar 1937 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 17) zu erſtatten hat, 
trägt diejenige ihm angehörige Gemeinde, die fie nach § 14 Abſ. 2 der Ausführungsverordnung zur 
Verordnung über die Fürſorgepflicht zu tragen hätte, wenn zum Bezug der Stelle ein Ortswechſel 
nicht ſtattgefunden hätte. a 
§ 3. 
Die Vorſchriften der SS 2 und 3 gelten entſprechend für Haushaltsangehörige des Klein⸗ 
ſiedlers, auch wenn ſie erſt nach dem Bezuge der Stelle in den Haushalt aufgenommen werden. 


§ 4. 

Vorbehaltlich anderweitiger Vereinbarung iſt an Beträgen, die zum Erſatz der Koſten der 
Fürſorge des Einzelfalls, insbeſondere von anderen Fürſorgeverbänden eingehen, in dem gemäß 
§ 14 Abſ. 2 Satz 1 der Ausführungsverordnung zur Verordnung über die Fürſorgepflicht feſt— 
geſetzten Verhältniſſe diejenige kreisangehörige Gemeinde zu beteiligen, die gemäß SS 1 bis 3 den 
Gemeindeanteil an den Fürſorgekoſten trägt. 


So, 
Soweit nach § 1 Gemeinden den Gemeindeanteil an dem in ihnen entjtehenden Aufwande 
nicht ſelbſt zu tragen haben, haben ſie dies erforderlichenfalls bei der Abrechnung geltend zu machen, 
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die nach § 14a Abſ. 3 der Ausführungsverordnung zur Verordnung über die Fürſorgepflicht 
zwiſchen ihnen und dem Bezirksfürſorgeverbande zu erfolgen hat; dieſer hat die Gemeinde, die den 
Gemeindeanteil an dem Aufwande zu tragen hat, entſprechend zu belaſten. Im übrigen gelten 
für die ſich aus dieſer Verordnung ergebenden gegenſeitigen Verpflichtungen und Leiſtungen des 
Bezirksfürſorgeverbandes und der kreisangehörigen Gemeinden die Vorſchriften des $ 14 a Abſ. 3 
und 4 der Ausführungsverordnung zur Verordnung über die Fürſorgepflicht entſprechend. 


(Nr. 14419.) Erlaß des Miniſterpräſidenten über die Anderung von Zuſtändigkeiten innerhalb des 
Staatsminiſteriums. Vom 16. Februar 1938. . 


Auf das Finanzminiſterium geht mit Wirkung vom 1. April 1938 die Abwicklung der im 
8 3 zu b) Nr. 7 der Zweiten Vereinfachungsverordnung vom 29. Oktober 1932 (Geſetzſamml. 
S. 333) bezeichneten, bisher vom Wirtſchaftsminiſterium bearbeiteten Angelegenheiten der wert⸗ 
ſchaffenden Arbeitsloſenfürſorge über. 


Berlin, den 16. Februar 1938. 


(Siegel.) Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 
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